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E 17-NRlXXI. GP 

Entschließung 

des Nationalrates vom 5. Juli 2000 

betreffend Förderung von Ökostrom und Fortsetzung der Anti-Kernenergie-Politik in 

Österreich 

1. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit wird ersucht, auf die Elektrizitäts-Control 

GmbH im Interesse der österreichischen Anti-Kernenergie-Politik dahingehend einzuwir­

ken, dass die Arbeiten zur Erstellung einer Verordnung gemäß § 13 Abs. 2 ElWOG zeit­

gerecht so abgeschlossen werden, dass sie zeitgleich mit dem Inkrafttreten der Novelle 

~um EIWOG (1. Oktober 2001) in Kraft tritt. 

2. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit wird ersucht, den im § 32 Abs. 1 EIWOG 

festgelegten Anteil der Stromerzeugung an erneuerbaren Energieträgern einer laufenden 

Evaluierung gemeinsam mit dem Bundesminister fUr Land- und Forstwirtschaft, Umwelt 

und Wasserwirtschaft zu unterziehen. Über die Ergebnisse dieser Evaluierung soll imje­

weiligen Zielerreichungsjahr gemäß § 32 Abs. 1 ElWOG ein Bericht erstellt und der Öf­

fentlichkeit zugänglich gemacht werden. Ebenso soll der in § 43 Abs. 3 festgelegte Anteil 

der Abgabe elektrischer Energie aus Kleinwasserkraftwerksanlagen einer Evaluierung 

unterzogen werden. 

3. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit wird ersucht, auf die Länder einzuwirken, 

in der AusfUhrung der Grundsatzbestimrnung des § 40 Abs. 1 EIWOG den Begriff 

,,Mischfeuerungsanlagen mit hohem biogenem Anteil" klar zu umschreiben Der Natio­

nalrat ist der Ansicht, dass bei Elektrizitätserzeugungsanlagen, in denen Primärenergie­

träger zur Umwandlung von chemischer Energie in thennische Energie mittels Feuerung 

verbrannt werden, sowohl fossile als auch biogene Stoffe in der jeweils technisch benö­

tigten Fonn eingesetzt werden können. Bei Einsatz von fester oder flüssiger Biomasse ist 

sowohl deren direkte Verfeuerung als auch deren Umwandlung in Gas samt anschließen­

der Verbrennung möglich. Die dafUr notwendigen spezifischen Einrichtungen zum Ein­

satz bzw. der Umwandlung der Biomassse müssen dabei überwiegend mit Biomasse do­

tiert werden. Der Anteil aus Biomasse an der gesamten thermischen Produktion der Anla­

ge ist als emeuerbare Energie anzusehen. 
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4. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit wird ersucht, auf die Länder einzuwirken 

in der Ausführung dieses Grundsatzgesetzes den Begriff "Verbrennung von Abfall mit 

hohem biogenem Anteil" (§ 40 Abs. 1) klar zu umschreiben. Der Nationalrat ist der An­

sicht, daß bei Elektrizitätserzeugungsanlagen, in welchen Abfälle mit hohem biogenem 

Anteil als Primärenergieträger verbrannt werden, die erzeugte Elektrizität gänzlich der 

Produktion aus Biomasse zuzuordnen ist. Zu diesen Abfällen zählen pflanzlicher und tie­

rischer Abfall aus land- und forstwirtschaftlicher Produktion sowie biogene Abfälle der 

Lebensmittelindustrie oder unbehandelte Holz- und Korkabfälle (aus Sägewerken etc.). 

Geringe produktionsbedingte nichtbiogene Anteile, die als Prozessrückstände zu werten 

sind, bleiben dabei unberücksichtigt. 
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